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40. 
Art. 59 und Art. 209 ZPO. Gültigkeit der 
Klagebewilligung als Prozessvorausset­
zung. Die vorbehaltlose Einlassung auf 
einen ScJJ[ichtungsversuch vor der örtlich 
unzuständigen Schlichtungsbehörde ist 
u.U. möglich (hier: Sühnversuch am or­
dentlichen Gerichtsstand trotz Gerichts­
standsvereinbarung). Die in der Folge von 
dieser Behörde ausgestellte 1(/agebewilli-

. gnng ist daher gültig. 

(Aus den Erwägungen:) 
«1./1.-1.1 Am 16. Mai 2008 schlossen A. als 

sog. Leasingnehmer und die B. Bank Zweig­
niederlassung Schweiz, als sog. Leasinggebe­
rin einen Leasingvertrag über ein Fahrzeug 
vom Typ Mazda CX-7 2} Sport. A. bestätigte 
dabei ausdrücklich, das Fahrzeug werde von 
ihm beruflich bzw. gewerblich verwendet. Die 
Parteien sahen deswegen eine Gerichtsstand­
regelung vor, in der sie Zürich bzw. <Zürich 1} 
als a:usschliesslichen Gerichtsstand bestimm­
ten. 

I .2 Die B. Bank vertritt die Auffassung, A. 
schulde ihr aufgrund des Fahrzeugleasing­
vertrags vom 16. Mai 2008 den Betrag von 
Fr. 18895.10. Die entsprechende Forderung 
setzte sie gegen Ende September 2011 in Be­
treibung. Im Juli 2012 ersuchte sie zudem das 
Friedensrichteramt am Wohnsitz von A. in 
Winterthur um Schlichtung. 

Die Schlichtungsverhandlung fand am 
11. September 2012 statt. Es erschienen zu ihr 
X.. Mitarbeiter derB. Bank, sqwie A. Die Par­
teien gelangten zu keirter Einigung, nachdem 
A. die Forderung bestritten und die B. Bank 
an dieser festgehalten- hatte. Das Friedens­
richteramt steJlte daraufhin der B. Bank am 
13. September 2012 die Klagebewilligung aus. 

1.3 Die B. Bank erhob mit Schriftsatz vom 
12. Dezember 2012 beim, Bezirksgericht Zü­
rich (Einzelgerichtj gegenA.K!age auf die 
Bezahlung der Fr.18 895JO nebst Zinsen usw. 
Sie stützte ·sich -d~bfl'~: :~uf die_- Klagebewilli­
gungvom 13.Septembef2012. 

2. Das Einzelgericht verlangte von der B. 
Bank (nachfolge·n~--nur:.die .Klägerin) einen 
Kostenvorschuss und holte ·nach· deren Ein­
gang eine_ schriftliche-- Klageantwort von A. 
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(nachfolgend nur: der Beklagte) ein. In seiner 
Klageantwort beantragte der Beklagte, es sei 
auf die Klage nicht einzutreten. weil die Kla­
gebewilligung ungültig sei und es daher an 
einer Prozes,svoraussetzung fehle. Das Einzel- · 
gericht beschränkte sein Verfahren daher 
einstweilen auf die Eintreteostrage und wies 
den Antrag des Beklagten am 29. Januar 2013 
ab. 

3. Der Beklagte führt dagegen Berufung. 
( ... ).Beantragt wird darin zum einen die Auf­
hebung der einzelgerichtlichen Verfügung 
vom 29. Januar 2013 sowie zum andern, es sei 
auf die Klage nicht einzutreten. 

11.11. Zwischen den Parteien ist umstritten, 
ob das Bezirksgericht Zürich, Einzelgericht 
die ihm vorgelegte Klage vom 12. Dezember 
2012 in der Sache prüfein darf. Unstrittig ist 
immerhin, dass das Einzelgericht für die Be­
urteilung der Klage in der Sache an sich ört­
lieh - aufgrund der Gerichtsstandvereinba­
run·g im Leasingvertrag - sowie sachlich und 
funktionell (vgl. § 24lit. a GOG i.V.m.Art. 243 
Abs. I ZPO) zuständig wäre. Der Streit dreht 
sich jedoch um die Frage. ob sich die Klägerirr 
auf die Klagebewilligung des Friedensrichter­
amtes Wintertbur vom !3. September 2012 
stützen kann, weil sich dieses Amt nicht arn 
vereinbarten Gerichtstand in Zürich befindet. 
Ist das zu verneinen, so bleibt für die Prüfung 
der Klage in der Sache durch das Bezirksge­
richt Zürich, Einzelgericht nämlich kein 
Raum. Darin sind sich sowohl das Einzelge­
richt als auch die Parteien einig. 

Das Einzelgericht hat die Frage indessen 
bejaht, und zwar richtigerweise in einem sog. 
Zwischenentscheid i.S. des Art. 237 i.V.m. 
Art. 219 ZPO. ( ... ). 

2. Der Beklagte hält im Wesentlichen da­
für,mangels örtliCher Zuständigkeit des Frie­
densrichteramtes Wintertbur sei dessen Kla­
gebewilligung ungültig. Die Klage habe daher 
trotz der <Klagebescheinigung> dieses Amtes 
<nicht prosequiert werden> können. Denn es 
fehle für das gerichtliche Verfahren an einer 
Prozessvoraussctzung. Das Einzelgericht habe 
das verkannt und damit das Recht, nämlich 
die Zivilprozessordnung, falsch angewandt. 
Die Klägerin ihrerseits vertritt im Wcsentlf­
chen die Auffassung, entscheidend sei, dass 

materiell ein Schlichtungsverfahren durch­
geführt worden sei. Das sei Prozessvor­
aussetzung. Hinzu komme, dass den Parteien 
aus dem Schlichtungsversuch vor der örtlich 
unzuständigen Schlichtungsbehörde - wie 
das Einzelgericht richtigerweise festgehalten 
habe- keine Nachteile erwachsen seien. 

3. Das Einzelgericht hat sich in den Erwä­
gungen Ziffern 3.1-3.6 einlässlich und sach­
lich zutreffend mit dem Streitthema befasst. 
Es erwog dabei im Wesentlichen, ein Aussöh~ 
nungsversuch vor der Schlichtungsbehörde 
am Wohnsitz eines Beklagten, der tatsächlich 
und ohne Vorbehalte des Beklagten durchge­
führt worden sei, habe den vom Gesetzgeber 
mit dem Schlichtungsverfahren angestrebten 
Zweck verwirklicht. Eine blasse Wiederho­
lung ergebnisloser Aussöhnung vor der zu­
ständigen Behörde würde sich als sinnlos er­
weisen und widerspräche zudem einer effi­
zienten und sachgerechten Abwicklung eines 
Geschäftes. wie es das Gesetz wolle. Ferner 
verwies es darauf. dass der Beklagte nicht 
stichhaltig vorgebracht habe, was im Fall der 
Parteien einen nochmaligen Aussöhnungs­
versuch zu rechtfertigen vermöchte. 

Die hier nur verknappt wiedergegebenen 
Erwägungen des Einzelgerichts erweisen sich 
grundsätzlich als zutreffend und vermögen 
den angefochtenen Entscheid für sich allein 
zu tragen. Es kann daher auf sie abgestellt 
werden. und es ist in diesem Sinne auf sie zu 
verweisen.( ... ). 

4. Unabhängig von den Gesichtspunkten. 
von denen das Einzelgericht ausging und auf~ 
grundderen es zu seinem Ergebnis gelangte, 
sind noch weitere Gesichtspunkte zu prüfeiL 
(Soweit sich diese mit den vom Einzelgericht 
erwogenen allenfalls tiberschneidcn. ergän­
zen sie diese immerhin noch zusätzlich). 

4.1 Dem Entscheidverfahren muss grund­
sätzlich ein Schlichtungsverfahren vor einer 
Schlichtungsbehörde vorausgehen ( vgl. Art. 
197 ZPO). Dieses findet ebenso grundsätzlich 
seinen AbsChluss. nachdem eine vertrauliche 
Verhandlung stattgefunden hat. die dem 
Zweck dient, zwischen den Parteien eine Ei­
nigung zu finden. Kommt es zu keiner Eini­
gung (oder ist die beklagte Partei säumig), so 
erteilt die Schlichtungsbehörde - wiederum 
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im Grundsatz - die Klagebewi~ligung (vgl. 
Art. 209 Abs.l ZPO). Diese berechtigt in der 
Regel währerid dreier Monate nach der Er­
Offnung zur Klage im EntscheidVerfahren 
(vgl. Art. 209 Abs. 3 ZPO). Die Klagebewilli­
gung ist zusammen mit der Klage dem Ge­
richt einzureichen (vgl. Art. 221 Abs. 2 lit. b 
ZPO und Art. 244 Abs. 3Iit. b ZPO). . 

In der Botschaft zur ZPO wurde festge­
halten, das Vorliegen einer gültigen Klagebe, 
wiUigung stelle eine Prozessvoraussetzung 
dar (vgl. BBI 2006 7333 bzw. FF 2006 6941), 
welche das Gericht grundsätzlich nach dem 
Eingang einer Klage ( vgl. dazu Art. 59 ZPO) 
von Amtes wegen zu prüfen habe (vgl. dazu 
Art. 60 ZPO). Der Gesetzgeber bzw. das Par­
lament folgte dieser Auffassung ohne grosse 
Diskussion. Rechtsprechung und Literatur 
halten daher heute richtigerweise daran fest 
(vgl. BGer, Urteil 4A_28/2013 vom 3. Juni 
2013 E. 2.1 mit Verweisen). Weder die Bot­
schaft noch das Parlament haben allerdings 
näher umschrieben, worin die Ungültigkeit 
einer Klagebewilligung gerrau liegen kann. 
Auch dem Wortlaut des Gesetzes kann zu 
diesem Thema nichts entnommen werden: 
soweit er den Begriff der Klagebewilligung 
verwendet, erfolgt das stets ohne den Hinweis 
auf deren Gültigkeit bzw. Ungültigkeit (vgl. 
Art. 207,209,211,213,221 und 244 ZPO sowie 
die Überschrift zum 3. Kapitel des 1. Titel im 
zweiten Teil des Gesetzes zu den Besonderen 
Bestimmungen). 

Aus der Regelung im 3.Absatz von Art. 209 
ZPO lässt sich immerhin schliessen, dass eine 
Klagebewilligung mit ihrer Eröffnung durch 
die Schlichtungsbehörde Gültigkeit bzw. Wirk­
samkeit erlangt und in der Regel mit dem Ab­
lauf der Dreimonatsfrist diese verliert, also 
insofern ungültig wird. Richtigerweise ist der 
Verfall der Klagebewilligung vom 13. Septem­
ber 2012 i.S. des Art. 209 Abs. 3 ZPO zwischen 
den Parteien kein Thema. 

Ungültig bzw. unwirksam, nämlich nichtig 
(frz:: nul) ist zudem gernäss den allgemeinen 
Prinzipien ·der Rechtsordnung ein Akt, der 
voh _einer dafür offenkundig sachlich bzw. 
funktionell unzuständigen Behörde erlassen 
wird. Diese Nichtigkeit ist von Amtes wegen 
zu berücksichtigen (vgl. BGE 1161a 215 [217], 

122 I 97 [99], 127 II 32 [47 f.] sowie 137 I 273 
[275 f.] mit Verweisen auf weitere jüngere 
Entscheide). Diese allgemeinen Prinzipien 
gelten konsequenterweise ebenfalls für Akte 
sachlich offensichtlich (frz.: manifestement) 
unzuständiger Behörden der Zivilrechts­
pflege, also auch für Akte der Schlichtungsbe­
hörden wie die Ausstellung von Klagebewilli­
gungen (vgl. BGer, Urteil 4A_28/2013 vom 
3. Juni 2013 E. 2.1). Übrige fehlerhafte Akte 
gelten de111gegenüber gernäss diesen allge­
meinen Prinzipien nicht als unwirksam bzw. 
nichtig, sondern lediglich als anfechtbar, ins­
besondere solche örtlich unzuständiger Be­
hörden. 

4.2 Die Zivilprozessordnung kennt zwei 
Typen von Schlichtungsbehörden mit unter­
schiedlichen sachlichen Zuständigkeiten, näm­
lich einerseits die paritätischen Schlichtungs­
behörden gernäss Art. 200 ZPO sowie ander­
seits die übrigen Schlichtungsbehörden. lm 
Übrigen überlässt die Zivilprozessordnung den 
Kantonen die Organisation ihres Gerichtswe­
sens (vgl. Art. 3 ZPO) und damit zum einen 
die Einteilung des jeweiligen Kantonsgebie­
tes in sog. Gerichtssprengel und zum anderen 
die Bestimmung der sachlichen und funktio­
ne1len Zuständigkeit der kantonalen Behör­
den bzw. Gerichte (vgl. Art. 4 Abs. I ZPO) 
innerhalb der sog. GerichtssprengeL 

lm Kanton Zürich sind - ausgenommen 
die Sachbereiche, in denen das Bundesrecht 
gernäss Art. 200 ZPO das Wirken paritäti­
scher Schlichtungsbehörden verlangt - die 
Friedensrichterämter die ·sachlich zuständigen 
Schlichtungsbehörden. Richtigerweise ist da­
her auch die sachliche Zuständigkeit des Frie­
densrichteramtes Wintertbur zur Schlichtung 
in einem Streit, wie er zwischen den Parteien 
besteht, hier kein Thema. 

4.3-4.3.1 Die örtliche Zuständigkeit der 
Schlichtungsbehörden bzw. Friedensrichter­
ämter beschränkt sich nach kantonalem Recht 
auf ihren Amtskreis (Sprengel), aber es ist die 
ZPO, welche in den Art. 9 ff. bestimmt,ob und 
unter welchen Voraussetzungen eine Schlich­
tungsbehörde örtlich· zuständig ist. Nament­
lich gelten daher die allgemeinen Bestim­
mungen der ZPO zur zwingenden örtlichen 
Zuständigkeit (vgl. Art. 9 ZPO) sowie - nur 
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sachgemäss- u.a. auch die Regeln für verein­
barte Gerichtsstände und zur Einlassung (vgl. 
Art. 17 f. ZPO), welche stets dann ergällzend 
zum Zuge kommen können, wenn die Ge­
richtsstandsbestimmungen der ZPO keine 
(teil)zwingende Zuständigkeit vorsehen. Denn 
gölten die ergänzenden Vorschriften der 
Art. 17 f. ZPü nicht auch für die Schlichtungs­
behörden (in Bezug auf deren Verfahren), 
wäre es ausgeschlossen, einen Schlichtungs­
versuch am vereinbarten Gerichtsstand durch­
zuführen, weil es den Parteien ja versagt wäre, 
für das Schlichtungsverfahren im Voraus eine 
von der nicht-zwingenden gesetzlichen Ord­
nung abweichende örtliche Zuständigkeit zu 
vereinbaren. Ebenso wäre es einer Partei ver­
sagt, sich im konkreten Einzelfall auf einen 
Schlichtungsversuch vor einer örtlich unzu­
ständigen Behörde einzulassen. Warum end­
lich das eine (Vereinbarung im Voraus gernäss 
Art. 17 ZPO) zwar zulässig sein sollte, hin­
gegen das andere (Einlassung gernäss Art. lS 
ZPO auf die Schlichtung bzw. das Schlich­
tungsverfahren) gerade nicht. wie der Be­
klagte vorträgt (vgl. act. 24 S. 5. dort Zift'. 12). 
fände weder im geltenden Gesetz eine Stütze 
noch sonst eine sachlich nachvollziehbare 
Rechtfertigung. 

Anderes lässt sich auch aus dem BGE 87 I 
53 (59) sowie den dort zitierten weiteren Ent­
scheiden des Bundesgerichts zum alten Recht 
für die Ermittlung der örtlichen Zuständig­
keit der Schlichtungsbehörden nicht herlei­
ten. Festgehalten wird dOrt im Wesentlichen, 
die Einlassung auf ein Sühn- bzw. Schlich­
tungsverfahren beinhalte noch keinen Ver­
zicht auf die Einrede der (örtlichen) Zustän­
digkeit vor dem nachfolgend angerufenen 
Gericht (in diesem Sinne denn auch z.B. Sut­
ter-Somm!Hediger, in: Kommentar zur ZPO. 
2. A. Zürich 2013, Art. 18 N. 10). 

4.3.2 Hier liegen die Dinge indessen umge­
kehrt: Der Beklagte bringt nicht vor, das von 
der Klägerin angerufene Einzelgericht in Zü­
rich sei örtlich unzuständig. Er rügt, es sei das 
Friedensrichteramt WintertbUr zur Schlich­
tung örtlich unzuständig gewesen. und zwar 
richtigerweise nicht wegen der Verletzung ei­
ner zwingenden Gerichtsstandsbestimmung 
der ZPO (in diesem Fall wäre das Fric-

densrichteramt Wintertbur im Übrigen offen­
sichtlich örtlich unzuständig gewesen). Der 
Beklagte beruft sich vielmehr darauf, die Par­
teien hätten im Rahmen der ihnen zuste­
henden Möglichkeiten Zürich als Gerichts­
stand vereinbart (und das habe sich auch auf 
das Schlichtungsverfahren bezogen). 

Mit einer Gerichtsstandsvereinbarung, wie 
sie die Parteien Unbestrittenermassen abge­
schlossen ·haben, wird lediglich ein aus­
schliesslicher Gerichtsstand begründet (vgl. 
Art. 17 Abs. I ZPO), und zwar einer. der 
vom ordentlichen Wohnsitzgerichtsstand des 
Art. 31 ZPO abweicht. Die Ausschliesslich­
keit hindert die Parteien allerdings- wiege­
sehen - nicht, ihre Streitigkeit im konkreten 
Einzelfall auch einer (Schlichtungs-)Behörde 
an einem anderen Ort als dem Vereinbarten 
zu unterbreiten (z.B. am ordentlichen Wahn­
sitzgerichtsstand ). Namentlich kann sich eine 
beklagte Partei auf ein Schlichtungsverfahren 
am Wohnsitzgerichtsstand gernäss Art. 31 
ZPO einlassen, indem sie ohne Widerspruch 
der Vorladung der (Schlichtungs- )Behörde 
folgt und an deren Verhandlung teilnimmt. 
sich dem Schlichtungsversuch einer örtlich 
nicht offensichtlich unzuständigen Behörde 
also vorbehaltlos unterzieht und damit die 
Zuständigkeit dieser Behörde insoweit aner­
kennt, obwohl ihr aufgrund der von ihr selbst 
abgeschlossenen Gerichtsstandsvereinbarung 
bekannt ist. dass diese Behörde örtlich an sich 
unzuständig wäre. 

Gcnau so hat sich der Beklagte verhalten: 
Als am Abschluss der Gerichtsstandsverein­
barung Beteiligter war ihm diese ebenso be­
kannt wie der Klägerin (er stellt das daher zu 
Recht nicht in Abrede). Er folgte sodann un­
bestrittenermassen (insbesondere auch laut 
eigenem Bekunden) der Einladung des Frie­
densrichteramtes Winterthur, also der an sei­
nem ordentlichen Wohnsitzgerichtsstand ge­
legenen Behörde. die sich deswegen auch nicht 
als offenkundig örtlich unzuständig erachten 
konnte. Er nahm zudem an der Verhandlung 
teil, ohne weder im Voraus, noch bei Beginn 
der Verhandlung, noch während der Ver­
handlung anzumerken, als der Vertrag mit der 
Gerichtsstandsvereinbarung als Anspruchs­
grundlage zur Sprache kam, er halte das 
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Friedensrichteramt Wintertbur als für die 
Schlichtung örtlich unzuständig ( ... ). Dass er 
diesen Einwand in der Verhandlung nicht 
hatte vorbringen können, behauptet er- wohl 
doch zu Recht- nicht, auch nicht mit seinen 
Hinweisen auf die fehlende (anwaltliche) 
Vertretung. Nach eigenem Bekunden hin­
derte ihn die fehlende anwaltliehe Vertretung 
einzig daran, <seine Prozessrisiken und -chan­
cen bei diesem vorliegend komplexen Sach­
verhalt eines Gewerbeleasings und dessen 
Kündigungaufgrund eines Getriebeschadens> 
abzuschätzen. Und das habe seine Vergleichs­
bereitschaft erheblich gemindert. Mit der Zu­
ständigkeitsfrage hat das nichts zu tun, und es 
kann daher offen gelassen werden, ob der Be­
klagte aus der fehlenden anwaltliehen Ver­
tretung im Schlichtungsverfahren in dieser 
Hinsicht überhaupt etwas zu seinen Gunsten 
herleiten könnte (zumal es sich bei ihm ja um 
eine geschäftsgewandte Person handelt, der 
die Gerichtsstandsvereinbarung bekannt war). 

Endlich behauptet der Beklagte auch nicht, 
er habe jedenfalls nach Beendigungder erfolg­
losen Schlichtung im Hinblick auf die Aus­
stellung der Klagebewilligung Einwände zur 
Unzuständigkeit erhoben. Das deckt sich mit 
der Sachdarstellung der Klägerin, wonach ein 
solcher Einwand vorn Beklagten nie erhoben 
worden war, weshalb der Sachverhalt auch in 
diesem Punkt als erstellt gelten darf. Darnil 
hat sich der Beklagte aber auf das Schlich­
tungsverfahren vor dem für seinen Wohnsitz 
örtlich zuständigen Friedensrichteramt Win­
tertbur eingelassen und dessen Zuständigkeit 
zur Schlichtung anerkannt. 

4.3.3 Als Ergebnis kanq somit festgehal­
ten werden, dass die Klagebewilligung vom 
13. September 2012, die das Schlichtungs­
verfahren gesetzeskonform abschloss (vgl. 

. Art. 209 Abs. 1 ZPO), von einem Friedens­
richteramt ausgestellt wurde, dessen örtliche 
Zuständigkeit zur Schlichtung unbestritten, 
weil vorn Beklagten anerkannt war. Folge­
richtig kann sich die Klagebewilligung inso­
weit nicht als ungültig erweisen und fehlt ~ 
entgegen der Auffassung des Beklagten -
diese Prozessvoraussetzung eben nicht. 
We.iteres-ist hier nicht zu prüfen. 

Obergericht des Kantons Zürich 
11. Zivilkammer 
Urteil vom 10. Juli 2013 
NP130005 
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